
9

t

Möbelfat

thun
Richard

le a. S.,

25

Schnit
nd die bes
haben na
)0 Model

Sohn

Joh. M
Ule, bei

ſchneiden,
empfehl

zen Lehe

je Haare
rz- und nar
tut „Fa
Große Ulr

üb. Endepol
echzeit 10-4

mal

r Haus

Wogaſtsſt

nichtergangen ſei.

Hr. Koch ebenfalls an der Konferenz teilnehmen wird,
och nicht ganz feſt. Der Reichsfinanzminiſter reiſt nicht nur

örterungen über die Feſtſtellung des

Pann ſtehen haben.

1920 Nr. 174 Jahrgang 215
z

ſigspreis: iMk. 18.00 frei Haus.
hieſige und auswärtige Bezieher monatlich Mk. 6,00, vierteljährlich

Durch die Poſt bezogen zuzüglich poſtal. Beſtellgeld. Morgen- Ausgabe z Die 8geſp. 34 mm breite mm Grundzetle 50 Die 5 90 breitAnzeigenpreis e e h 2,50 Rabatt nach e ha a.

ds von

elle halle-Saale: Leipziger Straße 61/62. Fernruf Sentrale 7801,
7 Uhr an Redaktion 5609 und 5610. Poſtſcheckkonto: Leipzig 20512. Donnerstag, 29. April Geſchäftsſtelle berlin: Bernburger Str. 30.

Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Chiele, Halle Saale
Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290

Keueſte Tagesnachrichten
x Nach einem Beſchluß des Braunſchweiger

gats miniſteriums gilt der 1. Mai im Land Braun-
weig als geſetzlicher Feiertag.

Die drei Miniſterpräſidenten haben bei ihrer
den Zuſammenkunft in San Remo beſchloſſen die Be
ehungen mit Rußland im allgemeinen wieder auf
nehmen.

x Geſtern vormittag kam es in Köln zu heftigen Zu
mnmenſtößen zwiſchen ſtreikenden Vankbeamten und Ar-
itzwilligen.
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x Die weißen R uſſen bereiten ein neues großange-
es Unternehmen gegen die Bolſchewiſten vor.

Die Entente-Sorderungen
280 Milliarden Mark.

Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
Baſel, 28. April.

Die „Daily News“ berichten, daß die Geſamtforde-
ung Englands an Deutſchland 45 Milliarden
tragen und diejenigen aller Alliierten an Deutſchland zu

nmen 280 Milliarden. Das Blatt fügt bei Mitteilung dieſer
tiz hinzu: Bei dieſer Geſamtſumme ſei der Ruin Deutſch

ſands für alle Zeiten beſiegelt, wenn die Alliierten nicht Ein
ſicht und Nachſicht übten.

Die deutſchen Vertreter für Spaa
Reichskanzler Müller, Außenminiſter Köſter,

Finanzminiſter Wirth.
(Von unſerem hk.-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 28. April.
Ueber die in Spaa bevorſtehende Konferenz erfahren wir

uerläſſig, daß eine offizielle Einladung der
Entente zur Teilnahme an dieſer Konferenz in Spaa noch

Das Reichskabinett hat ſich aber bereits
mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt. Es wurde darüber beraten,
welche Mitglieder der Reichsregierung Deutſchland auf dieſer
Konferenz in Spaa vertreten ſollen. Aller Wahrſcheinlichkeit
nah werden in Spaa der Reichskanzler Müller, der Reichs-
miniſter des Aeußeren Dr. Köſter und Reichsfinanzminiſter
Dr. Pirt h vertreten ſein. Ob der Reichsminiſter des Jnnerny

ſteht

zur Teilnahme an den von der Entente in Ausſicht geſtellten Er
Wiedergutmachungsbetrages

nach Spaa ſondern auch zur Beſprechung des finanziellen Teiles
der Viederaufbaufrage. Zur Verhandlung an der Wiederaufbau
frage wird ſich auch eine Sachverſtändigen kommiſſion
aus Beamten des Wiederaufbauminiſteriums nach Spaa be-
geben. Dieſe Kommiſſion wird vorausſichtlich unter Führung
des Herrn Ruppel aus dem Wiederaufbauminiſterium ſtehen.

widerrechtliche Beſetzung des Maingaues

Zur immer noch aufrechterhaltenen Beſetzung von Frank-
furt a. M. ſagte Köſter in der „D. Allg. Ztg.

Was dieſe Beſetzung anbetrifft, jo iſt die augenblickliche
Loge die, daf wir in der neutralen Zone gegenwärtig nur 17 500

Das iſt eine Truppenzahl, die ihrer Kopf-
kärke nach ſich innerhalb der Grenge des Abkommens vom
4 Auguſt 1919 hält. Dieſes Abkommen iſt zwar am 10. April
ebgelaufen. Jndeſſen haben wir die Verlängerung bis zum
19. Juli nachgeſucht und glauben annehmen zu dürfen, daß
dieſe durch die nicht vorherzuſehende außergewöhnliche Entwick
lung der Dinge notwendig gewordene Verlängerung uns zuge-
kiligt werden wird. Unter dieſen Umſtänden aber iſt auch bei
Zugrundelegung der franzöſiſchen Auffaſſung die Beſetzung des
Raingaues gegenſtandslos geworden. Wir haben daher
in Paris bereits vor einigen Tagen von der vorerwähnten Ver
minderung der Truppenzahl in der neutralen Zone Mitteilung
macht und den Vorſitzenden der Deutſchen Friedensdelegation
m Dienstag be auftragt, bei der BVotſchafterkonferenz an
zufragen, wann endlich die unſerer Meinung nach wider
liche Beſetzung des Maingaues aufgehoben

Deutſchlands Kbrüſtung
In der Frage der Ablieferung der Waffen und Heeres

rats an die Entente erhält die „D. Allgem. Ztg.“ Ausführun-
T in denen feſtgeſtellt wird, daß Deutſchland ſich zurzeit im
adium völliger Abrüſtung befinde, die bis zum 10.
i 1020 beendet ſein muß. Die deutſche Regierung habe bis
in loyalſter Erfüllung des Friednsvertrages alles zur Be

igung dieſer Abrüſtung getan, was in ihren Kräften ſtand.
Lerringerung der Waffen hielt mit der Herab

der Heeresſtärke Schritt. Die Anga Beftückung dor
mehreren Monaten erfolgt und durch alliierte

üft worden. Die Kontrolle der An
duvch die

S

des

gen iſt vor
ionen nachgeprüftauchbar mache nung der Kriegsgeräte

interalliierten Kommiſſionen iſt ſeit Monaten in vollem Gange.
Alle Schwierigkeiten, die zu überwinden waren, wurden infolge
des feſten, aufrichtigen Willens, den Friedensvertrag zu er-
füllen, überwunden. Die Orte und Fabriken, wo die Unbrauch-
barmachung ſtattfindet, wurden den Kontrollkommiſſionen mit-
geteilt, gemäß dem Friedensvertrag. Um der großen Arbeits
loſigkeit infolge der Rohſtoffe zu ſteuern, iſt mit der Unbrauch-
barmachung der Kriegsgeräte alsbald nach dem Waffenſtillſtand
begonnen worden. Auch die große Gefahr der Selbſtentzündung
der Munition und der Sprengſtoffe zwang zur alsbaldigen Ver-
nichtung eines Teiles dieſer Beſtände. Von außerordentlich
ſchwerwiegender Bedeutung iſt für das geſamte Wirtſchaftsleben
Deutſchlands die neue Forderung der Ententeüberwachungs
kommiſſion, ihr das Eigentums recht an allen nicht mehr
zu Zwecken des neuen Reichsheeres in Frage kommenden Heeres
gerät, deſſen Halbfabrikaten und den hieraus entſtandenen
Schrottmengen zuzubilligen. Während des Krieges ſind faſt
unſere geſamten Rohſtoffe für Heeresgeräte nutzbar gemacht
worden. Daraus ergibt ſich, welche ungeheuren Schrottmengen
die Entente verlangt. Es würde das den Ruin der geſam-
ten deutſchen Stahl- und Eiſeninduſtrie, ſowie
der von ihr abhängigen Jnduſtriezweige bedeuten. Die deutſche
Induſtrie kann nur mit dieſen Schrottmengen ihre Betriebe
einigermaßen aufrechterhalten. Es beſteht jedoch die Hoffnung,
daß die Entente auf ihrer Forderung nicht verharren werde,
beſonders da nach dem Friedensvertrag die Entente ein Eigen
tumsrecht an dem Schrott nicht zuſteht. Durch Ausfuhrver-
bote und Geſetze wird die Ein- und Ausfuhr jeglichen Kriegs
materials verhindert. Eine Mitteilung über die Beſchaffenheit
und Herſtellungsart aller Spreng- und Giftſtoffe iſt in Vor
bereitung.

Die San Remo Note überreicht

e Berlin, 28. April.Heute vormittag überreichte der italieniſche Ge
ſchäftsträger, Botſchafter De Martino, dem Reichs-
kanzler die bekannte Entente-Note, mit der die Konfe-
renz von San Remo abgeſchloſſen worden iſt. Der Text
ſtimmt mit dem von der „Agence Havas“ veröffentlichten überein.
Unterzeichnet iſt die Note vom italieniſchen Miniſterpräſi
denten Nitti.

Haag, 28. April.

Laut „Nieuwe Courant“ ſchreibt „New Statesman“: Es
liegt kein Grund vor, anzunehmen, daß die Entente im Be
griff iſt, zu zerbrechen, wenn ſie auch eine ernſte Er-
ſchütterung erfuhr. Was die Grundlage unſeres Zuſammen-
arbeitens mit Frankreich in politiſcher Beziehung angeht, ſo iſt
es klar, daß wir uns an Taten, wie der Beſetzung von
Frankfurt, nicht beteiligen können. Andererſeits hat Frank-
reich ein Recht auf die Entwaffnung Deutſchlands
und die Erfüllung der Wirtſchaftsbeſtimmungen
des Vertrages. Wir glauben aber nicht, daß alle Beſtimmungen
erfüllbax ſind. Wenn Deutſchland leben will und Frankreich
leben will, hat der Vertrag eine Reviſion nötig. Das
wiſſen die Franzoſen im innerſten Herzen genau ſo gut wie wir.

r

Ein Landtag für das Saargebiet?
Saarbrücken, 28. April.

Die Forderung nach parlamentariſcher Ver-
tretung, welche die Saarbevölkerung ſchon ſo oft in
großen Verſammlungen ſtellte, ſoll nunmehr in abſehbarer Zeit
erfüllt werden. Eine Volksvertretung in Form des ge-
wählten Landtags wird, wie die „Saarbrücker Volkszeitung“
von unterrichteter Quelle erfährt, demnächſt eingerichtet. Eine
dahingehende Vorlage iſt bereits von der Regierungs-
kommiſſion fertiggeſtellt und wird baldigſt der Oeffentlich-
keit übergeben werden.

Streikunruhen in Köln
(Von unſerem hſ.-Sonderberichterſtatter.)

Köln, 28. April.
Heute vormittag kam es hier zu heftigen Zuſammen-

ſtößen zwiſchen ſtreikenden Bankbeamten und Ar
beitswilligen. Die Streikenden waren in großem Auf-
gebot erſchienen und griffen die Streikbrecher tätlich an. Die
Polizei mußte mit blanker Waffe eingreifen, berittene deutſche
und engliſche Poliziſten ſtellten die Ordnung wieder her.

Die Rote Armee im Weſten
Remſcheid, 28. April.

Von vertrauenswürdiger Seite wird über die Lage in
Remſcheid berichtet, daß ſich zurzeit hier vier Kompagnien
Roter Garde befinden, die auf die öffentlichen Gebäude verteilt
ſind. Den äußeren Anzeichen nach haben die Leute ihre Waffen
abgegeben, in Wirklichkeit befinden ſie ſich aber in den Händen
der linksradikalen Kreiſe. Jn aller Oeffentlichkeit werden
junge Leute im Legen von Telephonleitungen ausgebildet, und
werden Maſchinengewehrübungen abgehalten. Die Waffen
abgabe war ganz ungenügend. Anegeſamt wurden
nur vierhundeet GSewehre ahgeliefert. Daßei ſtud giwer für
tauſend Rotgardiſten hier durchgegogen, von denen mindoftend
90 Prozent ihre Waffen hiergelaſſen haben,

Richtlinien für die Agrarpolitik
der Deutſchnationalen Volkspartei

Der Berufsſtändiſche Ausſchuß der Deutſch
nationalen Volkspartei für die Landwirt-
ſchaft beſchloß im Einvernehmen mit der Parteileitung
folgende Richtlinien für die Agrarpolitik:

Die Deutſchnationale Volkspartei ſieht in der Vermehrung
der ländlichen Bevölkerung durch eine geſunde, innere Koloni-
ſation und in der Hebung der land wirtſchaftlichen
Erzeugung die wichtigſte Vorbedingung für einen Wieder
aufbau von Volk und Wirtſchaft.

Das Sinken der Valuta, das jeden Wareneinkauf im Aus
lande ins Ungemeſſene verteuert, ſowie der gänzliche Verluſt an
Auslandswerten und der Fortfall des Verdienſtes unſerer
Handelsflotte, mittels deren wir Einkäufe im Auslande hätten
bezahlen können, machen es zur gebieteriſchen Notwendigkeit,
uns auf den dazu geeigneten Gebieten ſo ſchnell als möglich
einerſeits vom Auslandsbezuge unabhängig und andererſeits
zur Ausführung von Waren fähig zu machen, mit denen wir
unſere Verpflichtungen an das Ausland begleichen und die
fehlenden Lebensmittel und Rohſtoffe bezahlen können. Die
Induſtrie iſt an der Erfüllung dieſer Aufgaben bis auf weiteres
behindert, da ſie unter der Abgabe von Kohlen und Erzen an den
Gegner ſchwer zu leiden hat und ſtets in beſonders großem
Maße auf den Bezug von Rohſtoffen aus dem Auslande ange
wieſen bleibt. Um ſo mehr tritt die deutſche Landwirtſchaft in
den Vordergrund.

Die Erzeugung der Landwirtſchaft muß nicht nur wieder
auf die Leiſtungsfähigkeit vor dem Kriege gebracht werden, ſon
dern darüber hinaus um denjenigen Teil geſteigert werden, der
zur vollen Verſorgung der Bevölkerung noch fehlt. Dazu gehört,
daß der Gefahr der zunehmend extenſiven Wirt-
ſchaft, wie ſie durch die Fehler der gegenwärtigen Zwangswirt
ſchaft und durch Arbeiterſchwierigkeiten hervorgerufen iſt, ſchleu-
nigſt Einhalt geboten wird. Landwirtſchaftliche Betriebe, die
bisher noch extenſiv gewirtſchaftet haben, müſſen veranlaßt
werden, die intenſive Wirtſchaft durchzuführen. Vorbedingung
dafür ſind die Sicherung einer ausreichenden Düngemittel-
erzeugung und die Belieferung der Landwirte mit dieſen Er
zeugniſſen ſowie mit Kohle.

Eine geordnete, allmählich wieder aufblühende Landwirt
ſchaft iſt nicht nur volkswirtſchaftlich unentbehrlich, ſondern er
füllt zugleich am beſten die Aufgabe, das Volkstum zu
kräftigen und ſeeliſch und körperlich geſund zu
erhalten.

Aus dieſen grundlegenden Erwägungen ergeben ſich die
folgenden Forderungen

1. Wir verlangen volle Würdigung der beſonderen
Bedeutung, die der Landwirtſchaft für den Wiederaufbau
unſeres Vaterlandes zukommt. Der Landwirtſchaft muß in der
Wertſchätzung des Volkes ſowohl, wie in den öffentlichen, recht-
lichen Einrichtungen die Stellung gewährt werden, die der ihr
zufallenden wichtigen Rolle entſpricht. Das durch die Kriegs
wirtſchaft geſtörte Verhältnis zwiſchen Stadt und Land iſt durch
geeignete Aufklärung und durch die Anbahnung von gegen
ſeitigen wirtſchaftlichen und perſönlichen Beziehungen zu ver
beſſern. Wir fordern die Vertretung des landwirtſchaftlichen
Berufsſtandes in einer zweiten, der Volkskammer gleichberech-
tigten Wirtſchaftskammer. Jnnerhalb des landwirtſchaftlichen
Berufsſtandes iſt die einſeitige Bevorzugung einer oder der
anderen Gruppe zu vermeiden; Großgrundbeſitzer, Bauern und
Kleinbeſitzer, Arbeitgeber, Arbeitnehmer und ſelbſtwirtſchaftende
Bauern ſind für die Volkswirtſchaft gleich unentbehrlich.

2. Zwecks Vermehrung der ländlichen Bevölkerung iſt das
Siedlungsweſen unter Bereitſtellung erheblicher ſtaatlicher
Beihilfen und unter Mitverwendung ſtaatlicher Domänen kräftig
zu betreiben. Sein Ziel iſt die Schaffung einer geſunden
Miſchung von Groß-, Mittel- und Kleingrund-
beſitz. Die Beſitzgrößen müſſen einmal, dem bevölkerungs-
politiſchen Bedürfniſſe entſprechend, einer möglichſt großen An
zahl tüchtiger Familien eine geſunde Heimat, Verdienſt und Auf
ſtieg zur wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit gewähren; ſie müſſen
aber auch aus volkswirtſchaftlichen Rückſichten ſo abgeſtuft ſein,
daß eine möglichſt hohe Erzeugung landwirtſchaftlicher Erzeug
niſſe geſichert wird. Da der Großgrundbeſitz vorwiegend be
fähigt iſt, die höchſten Erträge an Brotgetreide und Kartoffeln

a

zur Ablieferung zu bringen und Molkereiprodukte zu erzeugen,
während der wirtſchaftliche Schwerpunkt des kleineren Grund
beſitzes mehr in der Viehzucht und im Futtermittelbau liegt, ſo
müſſen beide Beſitzgrößen in angemeſſenem Verhältniſſe vor
handen ſein bzw. erhalten werden. Bei der Durchführung des
Siedlungswerkes iſt auf die Mitwirkung des betroffenen Beſitzes
in geordneter Selbſtverwaltung entſcheidender Wert zu legen.
Die Staatsdomänen

45

ſind zu einem angemeſſenen Teil
als Muſterbetriebe zu erhalten bzw. zur Einrichtung von Muſter
wirtſchaften für klein- und mittelbäuerliche Betriebe bereitzu-

ſtellen.
3. Die Landarbeiterfrage iſt nur zu löſen, wenn

Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichmäßig von dem aufrichtigen
Willen durchdrungen ſind, in ihren gegenſeitigen Beziehungen

e

die Rechte und Jntereſſen des anderen Teiles zu achten und der
Verſtändigung die Hand zu bieten. Jſt die Arbeits gemeinſchaft
zwiſchen ländlichen Arbeitgebern und Arbeitnehmern das gegebene
äußere Mittel zur Herbeiführung des erforderlichen Einver
nehmens, ſo bietet die Herſtellung eines gemeinſamen Jntereſſes
an der Produktion ſachlich die Gewähr dafür, daß beide Teile
ſich als Glieder eines und desſelben Wirtſchaftszweiges mit
einander verwachſen fühlen. Die geſunde Grundlage des Ar

a

beitsverhältniſſes liegt in der Gewährung von Naturallohn, der a
dem land wirtſchaftlichen Arbeiter eine bevorzugte Stellung in
Wirtſchaftslesen gibt. Die jeht euch in der Zandwertſchaft ein

Tartfverträge ben ſich als geeigretes Mittel zur
m und Erledigung von Kohnſtrettigkeiten erwieſen.
n engeber und Arbeitnebmer gleichmäßig zu beteiligen. Die Lebens

ſind alle ſelbſtändigen Organiſationen der Arbeit



unangetaſtet bleiben.

bwichtigkeit des kand wirtſchaftlichen Betriebes insbeſondere in den
Hauptbetriebszeiten bedingt es, daß die Anwendung des Streiks,
auch wenn er nicht vertragswidrig iſt, auf die äußerſten Notfälle
beſchränkt bleiben muß. Die uneingeſchränkte Koalitionsfreiheit
iſt zu gewährleiſten, das Landarbeiterrecht neu zu geſtalten.

4. Länd liche Wohlfahrts- und rſind in umfaſſendem Maße r nene damit die Landacrbeit
durch die ſoziale Hebung ländlichen Unterſchichten jeder
anderen Arbeit auch in den Augen der ſtädtiſchen Bevölkerung
wieder gleichwertig gemacht wird. Die ländlichen Verkehrs und
Wohnungs verhältniſſe ſind grundlegend zu verbeſſern.

Die Landwirtſchaftskammern ſind ſo auszu
geſtalten, daß ſie allen in der Landwirtſchaft Tätigen, auch den
Frauen, eine angemeſſene Vertretung gewähren.

6. Das landwirtſchaftliche höhere und mitt-
lere Schulweſen iſt unter Vereitſtellung erheblicher ſtaat
licher Mittel ſofort auszubauern, da von einer gründlichen,
wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Bildung aller Landwirte die
Steigerung der land wirtſchaftlichen Erzeugung vor allem av
hängig iſt.

7. Die Bedeutung der Landwirtſchaft für das geſamte Volks
und Wirtſchaftsleben iſt eine dauernde. Sofern daher auf dem
Weltmarkt eine Aenderung der Verhältniſſe eintreten und ſtatt
des heutigen Mangels an landwirtſchaftlicher Erzeugung ein
Ueberfluß entſtehen ſollte, der ſich für die deutſche Landwirtſchaft
auf dem heimiſchen Markt im Wettbewerb ſchädigend geltend
macht, ſind zum Schutze der nationalen Arbeit alle erforderlichen
wirtſchafts politiſchen Maßregeln zu treffen, um ein ungeſtörtes
und gedeihliches Fortbeſtehen der inländiſchen Landwirtſchafts-
betriebe zu ſichern.

8. Jn der Steuerpolitik iſt die beſondere Natur des
hand wirtſchaftlichen Beſitzes als Rententräger zu berückſichtigen,
der nach ganz anderen Grundſätzen als das mobile Kapital zu
werten iſt. Wir fordern, daß die Steuergeſetze dem antiſozialen
und volkswirtſchaftlich ungünſtig wirkenden häufigen Güter-
wechſel entgegenarbeiten. Der Wert der landwirtſchaftlich ge
nutzten Grundſtücke muß daher beim Erbgang nicht nach dem
gemeinen Werte, ſondern nach dem Ertragswerte bemeſſen wer-
den. Der Sparſinn der ländlichen Bevölkerung iſt zu fördern
durch eine Ausgeſtaltung der Vermögenszuwachsſteuern, die dem
ländlichen Beſitzer wie jedem anderen die Früchte ſeiner Arbeit
ſichert und ein ausreichendes Betriebskapital erhält.

9. Jm Erbrecht ſind die beſtehenden, auf Erhaltung des
ländlichen Grundbeſitzes in der Familie gerichteten Erbgewohn
heiten zu ſchützen und nach Möglichkeit zu erhalten.

10. Das Privateigentum am Grundbeſitz iſt zu
ſchützen und zu wahren. Die Selbſtändigkeit der Betriebe muß

Wir verwerfen unbedingt die Soziali-
ſierung des Bodens in jeder Form als unwirtſchaftlich

h und dem individuellen Charakter des land wirtſchaftlichen Betrie-
bes zuwiderlaufend. Denn mit ſteigender Kultur kann die höchſt
mögliche

I beſitzes nur durch weitgehende Spezialiſierung und einzelperſön-
M Ruliche Bewirtſchaftung erzielt werden.

I Geſamtheit kann die Landevirtſchaft alſo nur liefern, wenn jedem

Leiſtungsfähigkeit des landwirtſchaftlichen Grund

Höchſte Erträge für die
h einzelnen Landwirt die nötige Freiheit in der Ausnutzung der

individuellen Beſonderheiten ſeines Beſitzes gelaſſen wird.
11. Aus dem gleichen Grunde verwerfen wir die Zwangs

wirtſchaft und fordern einen alsbaldigen Abbau derſelben
unter Feſtſetzung angemeſſener Preiſe,

J Fortführung ſeines Betriebes ermöglichen. Denn eine Be
ſchaffung ausreichender,

die dem Landwirt die

den Bedarf voll deckender Nahrungs
mittel iſt. notwendige Vorausſetzung für die Senkung des ge

hin der Form,
m bwendige Bedarf im Wege eines Umlagevertrages durch die land
Rbwirtſchaftlichen Erzeugergemeinden aufgebracht, der Reſt aber
der Wirtſchaft des Erzeugers überlaſſen wird.

keit des mittleren und Kleingrundbeſitzes
Kredit und Genoſſenſchaftsweſen auszubauen und ſoweit als

notwendig durch ſtaatliche Maßnahmen zu unterſtützen,

ſamten Preisſtandes. Deshalb iſt die Zwangswirtſchaft für
Vieh, Fleiſch, Kartoffeln und Zucker ſpäteſtens mit dem Beginn
der neuen Ernte im Jahre 1920 gänzlich zu beſeitigen. Für
Brotgetreide und Milch ſoll in einer möglichſt kurzen Uebergangs
periode die Zwangswirtſchaft noch aufrecht erhalten werden, und
war, wenn die Entwicklung der Ernte das zuläßt, zweckmäßig

daß der für die Allgemeinheit unbedingt not

Die Preiſe ſind
der Uebergangsgzeit ſo zu geſtalten, daß ſie unter allen Um

ſtänden neben der Deckung der Selbſtkoſten dem Landwirte einen
angemeſſenen Gewinnanteil ſichern.

12. Zur Förderung der Bodenverbeſſerungen und
zur Hebung der wirtſchaftlichen und finanziellen Leiſtungsfähig-

iſt das ländliche

Verſicherungspflicht bis 15 000 Mark
Berlin, 28. April.

Der Volkswirtſchaftsausſchuß der Nationalverſammlung hat
bie neuerdings eingebrachte Verordnung über die Krankenver-

enderung angenommen, daß die Grenze dercherung mit der
Die Natio-erſicherungspflicht auf 15 000 Mk. feſtgeſetzt wurde.

nalverſammlung hatte bekanntlich die Grenze von 20 000 Mk. ab
t Die neue Vorlage der Regierung hatte wiederum

000 Mk. vorgeſchlagen.

Nachdruck verboten.)Bis in das Elend.,
Ein Kampf um das Deutſchtum,

25) Von Max Treu- Halle.
Einen Augenblick lautloſes Schweigen. Wie ein Blitz

fuhr die ungeheure Nachricht nieder; die Köpfe brauchten
Zeit, ſie zu faſſen.

„Der Krieg?“ fragte endlich Pfarrer Mathias.
„Ja, der Kampf gegen Preußen! Jm Falle eines

Krieges bin ich verpflichtet, als Offizier in das Artillerie-
I regiment einzutreten, bei dem ich Soldat war, und ſo erhielt
ich heute morgen den Befehl, mich täglich zur Abreiſe bereit
zu halten, da Oeſterreich mobil machen und alle ſeine Mann
ſchaften zur Fahne rufen werde! Es könne ſich höchſtens noch

um wenige Tage handeln! Unvermeidlich ſei die Kataſtrophe
geworden! Das alles aber weiß ich ſicher, Freunde, und dah ferner ebenſo ſicher weiß, daß die Soldaten, die man euch

hergeſchickt hat, ſtündlich wieder abberufen werden müſſen,
ſo habe ich euch den Rat gegeben, den ich vorhin ausſprach.
Jhr vermeidet dadurch alle Gewalttätigkeiten; ich weiß, der
Offizier hat ſtrenge Befehle; ihr könnt dann die Behörden,
die euch jetzt ſchon Rebellen nennen, mit gutem Gewiſſen
fragen: „Beweiſt uns unſer Rebellentum! Was haben wir
getan, daß wir ſolchen Namen verdienen?“ Fügt euch für

einen kleinen Augenblick in die Einquartierung nach weni-
gen Tagen ſchon ſeid ihr ſie los! Und dann ſeid ihr wieder
Herren im Hauſel“

So ſprach der Jngenieur.
„Können Sie,“ fragte Reiner, „das, was Sie ſagten,

auf Ehre und Gewiſſen verſichern?“
„Jch ſchwöre es euch, Freunde,“ entgegnete Vokol feſten
Tones, „und nochmals wiederhole ich: nehmt die Soldaten
ohne Widerſpruch auf, in ein paar Tagen ſeid ihr ſie für
immer los!

i tand tiefe Stille. Dann erhob ſich PfarrerWieder entſta 7Mathias, der ſich zum Wort gemeldeth rer Benann r haben unſern alt

Das Beſoldungsgeſetz
Verfaſſungswidrige Nationalverſammlung

Berlin, 28. April.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 11 Uhr

25 Minuten.
Der Präſident teilt mit, daß der Reichspoſtminiſter ihm an

gezeigt habe, daß der Reichsrat gegen das Geſetz
über die Poſt gebühren Einſpruch erhoben habe
und dies der Nationalverſammlung zur nochmaligen Be
ſchlußfaſſung überweiſe,

Das Geſetz geht an den Haushaltungsausſchuß.
Der Ausſchuß für die Geſchäftsordnung beantragt, die

Genehmigung zur Einleitung des Disziplinarver-
en gegen den Abg. Dr. Karetzky (D. Vp.) zu er-

len.
Der Antrag wird, nachdem Abg. Graf zu Dohna (D. Vp.)

dazu geſprochen hat, angenommen.
Derſelbe Ausſchuß beantrag betreffs der Verhaftung des

Abg. Culshorn (Hoſpikant beim Zentrum) und der ver
ſuchten Verhaftung des Abg. Schiele (Dn.), beiden
Abgeordneten das Bedauern des Hauſes auszuſprechen
und den Reichskanzler um Beſtrafung der Schuldigen
zu erſuchen.

Reichsminiſter Koch bedauert lebhaft die Vorkommniſſe.
Es war bisher nicht möglich, von der preußiſchen Regierung ge
nügend Aufklärung zu erhalten. Jch habe dem Abg. Schiele
bereits mein Bedauern ausgeſprochen.
die Schuld des kommandierenden Generals nicht nachweisbar.
Die Verantwortung ſcheint in beiden Fällen dem Polizeipräſi-
dern zuzufallen. Jch bin bereit, eine Beſtrafung herbeizu
ühren.

Der Antrag wird einſtimmig angenommen.
Derſelbe Ausſchuß beantragt, die Genehmigung zur Ein-

leitung einer gerichtlichen Unterſuchung gegen den
Abg. r (u. S.) wegen Landesverrats nicht zu
erteilen.

Abg. Brodauf (Dem.) beantragt, die Genehmigung zu er
teilen, da man bei politiſchen Delikten nicht ſchema-
tiſch verfahren können. Doch ſchließe die Genehmigung zur ge
richtlichen Unterſuchung noch nicht die Genehmigung zur Ver-
haftung in ſich, wie dies der Ausſchuß ausdrücklich feſtgelegt habe.

Abg. Graf zu Dohna (D. Vp.) bittet, die Genehmigung zu
erteilen, damit feſtgeſtellt werde, ob das Delikt zutrifft oder nicht.

Abg. Eichhorn (U. S.) iſt für Zurückweiſung. Den
Standpunkt der Demokraten könne man nur als politiſche
Charakterloſigkeit kennzeichnen. (Lärm bei den Dem.). Redner
beantragt ferner, dem Ausſchuß das Material der Reichsanwalt-
ſchaft vorzulegen.

Vizepräſident Löbe rügt den Ausdruck „politiſche
Charakterloſigkeit“.

Nach weiteren Ausführungen der Abgg. Dr. Pfeiffer Ztr.),
Warmuth (Dn.), Burlage (Ztr.), Gothein (Dem.), Brodauf
(Dem.), Eichhorn (U. S.), Schulz-Bromberg (Dn.) wird der An
trag Brodauf angenommen, wonach die Genehmigung zur
gerichtlichen Unterſuchung noch nicht die Genehmigung
zur Verhaftung bedeutet.

Bei der Abſtimmung über den Antrag des Ausſchuſſes muß,
da das Büro ſich nicht einigen kann, auf welcher Seite die Mehr-
heit iſt, ausgezählt werden. Es ergibt
unfähigkeit des Hauſes.

Nächſte Sitzung 254 Uhr.

Nachmittagsſitzung
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 3 Uhr.

Zweite Beratung des Entwurfs eines Beſol-dungsgeſetzes.
Präſident Fehrenbach teilt mit, daß der Aelteſtenausſchuß

ſich ein geeignet hat, bei dieſem Geſetz von einer Debatte ab
zuſehen.

Abg. Frau Zietz (U. S.) widerſpricht dem.
Abg. Allekotte (Ztr.) berichtet über die Ausſchußverhand

lungen. Die überflüſſigen Beamten der Poſt und
Eiſenbahnver waltung müſſen in andereStellungen, z. B. in die Landwirtſchaft, abgegeben
werden.

Abg. Frau Zietz (U. S.) befürwortet Anträge ihrer Partei.
Darnach ſollen unter anderm die Teuerungszulagen
alle drei Monate von der Regierung nachgeprüft werden
und vom Reichstag dann genehmigt werden. Den in den Ruhe-
ſtand verſetzten Beamten ſollen die Teuerungszulagen voll zu
geteilt werden. Die Arbeitszeit aller Beamten ſoll 48 Stunden
in der Woche betragen. Der Regierungsentwurf iſt
vollſtändig unſozigal. Den verheirateten weiblichen Beamten
müſſen, wenn der Ehemann nicht noch Beamter iſt, die Kinder
und Teuerungszuſchläge voll bezahlt werden. Wir pro
teſtie ren gegen die Einreihung der Wehrmacht unter die Be-
amten, auch in hypothetiſcher Form.

Regierungsſeitig wird erklärt, daß die Anträge der Unab-
hängigen hierzu im Ausſchuß gründlich durchberaten würden

freund all die Zeit, die er in unſerer Mitte weilte, als wahr-
haftigen und treuen Mann erkannt, der unſer Beſtes will.
Er wird wiſſen, was er ſagte, und er wird wiſſen, daß es
wahr iſt. Jſt es aber wahr, werden die Soldaten ſchon nach
ein paar Tagen wieder abberufen“, er hielt einen Augenblick
inne, und ſein Blick ruhte forſchend auf Vokol, der lebhaft mit
dem Kopfe nickte, „dann, liebe Brüder, iſt es ein Gebot der
Klugheit, daß wir für eine ſolche kurze Friſt gute Miene zum
böſen Spiel machen. Und ſo rate ich, daß ihr zum Beſchluß
erhebt: die Gemeinde wolle die Soldaten in Quartier
r und ihnen Sold zahlen, wie man es von uns ver-

langt!“
Wieder ein Schweigen. Die Bauern ſteckten die Köpfe

zuſammen.
„Wenn ſie dann aber nicht gehen?“ fragte einer.
„Sie werden gehend!“ rief Vokol beſtimmt.
„Nun, dann mags ſchon ſein,“ ſagte Wiedemann, „für

ein paar Tage mags ſchon ſein, meine ich! Aber zur Sol
datenherberge ſoll unſer Dorf nicht werden!“

Da klopfte es an die Tür. Der Offizier ſtand draußen
und trat langſamen Schrittes herein.

„Die Stunde iſt um!“ ſagte er. „Jch erſuche um die
Willensmeinung der Gemeinde!“

Der Ortsvorſteher erhob ſich.
„Wie ſoll ich euren Beſchluß verkünden?“ fragte er, zur

Verſammlung gewendet.
„Wie es der Pfarrer beantragt hat!“ riefen mehrere

Stimmen.
Und gleichzeitig flogen alle Hände in die Höhe,

Zeichen der Zuſtimmung.
Da nahm Reiner wieder das Wort:
„So verkünde ich als den Beſchluß der Gemeinde Beiden-

burg: die Soldaten werden von den Bauern in Quartier
genommen!!“

Dann wandte er ſich an den Offizier:
„Jch werde die Leute ſelbſt führen und jedermann an

Ort und Stelle bringen!“

das

Miaxrrer Mathias und ich, battan voch barubigande

Jm Falle Culshorn iſt

ſich die Beſchluß

Domit ſchloß die denkwürdige Verſammlung. Wir aber.
Manches berxubi

und dayer auch im Plenum abgelehnt werden ſo
Regierung werde für die Altpenſionäre tun, was ihr mögis

Abg. Frau Lüders (Dem.) erklärt namens der J
Nationalverſammlung, daß ſie ſich mit dem Geſetz
Vorausſetzung einverſtanden erklären, daß bei der Einten
der Gruppen die Jntereſſen der weiblichen
amten mehr gewahrt werden würden. W

Unter Annahme einiger Abänderungsanträge der v
heitsparteien und Ablehnung der Anträge Zietz wird eine
von Paragraphen angenommen. Das Diätariagt n
der Vorlage begrenzt, aber erſt von 1925 ab. d

Abg. Steinkopf (Soz.) beantragt, die Diätare mit dem
Teuerungszuſchlag zu bedenken. vole

Die Abgg. Hoch (Soz.), Deglerk (Dn.), Frau Zietz u.
Beuermann (D. Vp.), Allekotte (Ztr.) ſtimmen dem zu S
Antrag wird angenommen. Ebenſo der Reſt des Geſehez de
die Entſchließung des Ausſchuſſes.

Es folgt die dritte Leſung der Vorlage.,
Zu Paragraph 9 wird ein Antrag Delius (Dem)

bracht, die Regierungsvorlage wiederherzuſtellen, wonach der
ſoldungsdienſtalter der Soldaten, welche unter Verbleib in
ſelben Beſoldungsgruppe beſoldet werden, um zwei Jahre

gerückt wird. vorGeneral Reinhardt bittet um Annahme dieſes AntragzAbg. SchulzBromberg (Dn.) widerſpricht dem, da d
Kürze der Zeit eine Stellungnahme unmöglich ſei. a

Abg. Steinkopf (Soz.) ſtimmt dem Antrage zu.
Der Antrag wird angenommen, ebenſo der Reſ

des Geſetzes. eErſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur
Abänderung des Betriebsrätegeſetzes

und betreffend den Erlaß neuer Arbeitsordnungen.
Der Geſetzentwurf wird in allen drei Leſungen erled;
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die V.

ſorgung der Militärperſonen und ihrer
bliebenen bei Dienſtbeſchädigung in Verbindung
zweiten Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend

Koſten der ſozialen Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinte
bliebenenfürſorge.

Reichsarbeitsminiſter Schlicke: Die vorliegenden ſe
entſpringen der Pflicht der Dankbarkeit des Vaterlandes an d
Opfer des Krieges und ihre Hinterbliebenen. Neu ſind in der
Entwurf beſonders der Anſpruch, auf Heilbehandlung und auf
Berufsausbildung. Die Rente iſt der Kern dez
ſetz es. Eine möglichſte Vereinfachung des Rentenverfahrenz
iſt erſtrebt.

Abg. MeierSachſen (Soz.): Wir begrüßen das Geſetz Gy
iſt, daß die Rangunterſchiede bei der Verſorgungsbemeſſung eng
fallen.

Abg. Bruhn (Dtſchn.) billigt Anträge auf Erbhaliuyn
e Grundrenten und Schwerbeſchädigtenegu

agen. JAbg. Andres (Zentr.) wünſcht das Geſetz noch weiter
ausgedehnt.

Abg. Laukant (U. S. P.) begrüßt die Anträge ſeiner Partei
die noch eine weitergehendere Erhöhung der Leiſtungen fordert
als die Anträge Bruhn.

Reichsarbeitsminiſter Schlicke:
Laukant gehen zu weit.

Unter Ablehnung der erwähnten Anträge und unter
Annahme eines Antrages Andres, der das Sterbegeld erhöht,
werden die Geſetze in der Faſſung des Ausſchuſſes ange
nommen, ebenſo wird angenommen die Entſchließung betr,
die Kriegsinvaliden aus früheren Kriegen.

Die beiden Geſetze werden in dritter Leſung erledigt
und einſtimmig angenommen.

Morgen 10 Uhr: Reichsheimſtättengeſetz und Tumultſchäden,
Schluß gegen 84 Uhr.

Nach einem Beſchluß des. Aelteſtenausſchuſſes wird die Natio
nalverſammlung heute (Donnerstag) ihre Beratungen beendigen,
jedoch am Mittwoch, den 19. Mai, nochmals zuſammen
treten, um die dann vorliegenden drin glichen Geſetz
entwürfe zu erledigen. Vermutlich werden dieſe Beratungen
bis Freitag, den 21. Mai, abgeſchloſſen ſein.

Frauen

nur in

J
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Hinter
mit d

Die Anträge Bruhn und

WahlHandbuch für jedermann. Von Dr. Fritz Stephan
Neumann. Leipzig 1920. Verlag von C. Dieckmann. Preis
3 Mk. Das Wahl-Handbuch bietet, nach Schlagworten geordnet,
eine Ueberſicht über die wichtigſten politiſchen und ſozialpolitiſchen
Vorgänge der Revolutionszeit, es ſchildert vom deutſchnationalen
Standpunkt aus die einzelnen Parteien und politiſchen Rich
tungen auf Grund ihrer Programme und Veröffentlichungen,
Wertvoll ſind auch die Charakteriſtiken der bedeutendſten Staats
männer und Zeitungen,
Programm, einzelne Rätegeſetze u. dgl. Das Wahl-Handbuch
kann den Rechtsparteien im kommenden Wahlkampf weſentlich
Dienſte leiſten.

und beſänftigende Wort zu den einzelnen Bauern zu reden
denn den ganzen Tag über grollte es wie ein Gewitter, das
über einer Gegend ſteht, aber ſich nicht entladen kann.

Krieg!
Wie eine Bombe fiel dies Wort vorgeſtern in die Ver

ſammlung der Gemeinde. Die Zeitungen aus Wien freilich
haben ja in der letzten Zeit ſo manches berichtet, was recht
bedrohlich ausſah, aber wir wiſſen hier, daß vom Zeitungs.
geſchwätz immer nur die Hälfte wahr iſt und nur ein Viertel
in Erfüllung geht. Jn Preußen ſoll ja ein böſer Miniſter
ſein, der nicht einmal mit ſeinem eigenen Lande in Frieden
leben kann, um wieviel weniger mit einem Nachbarn Und
ganz offenherzig treibt der verwegene Mann auf den Krieg
los, auf ein Völkermorden zwiſchen Oeſterreich und
Preußen, deſſen Ausgang doch gar nicht zweifelhaft ſein
kann, wie man hier meint. Was wird das werden?

Für uns freilich wird dieſer Krieg Gutes bedeuten:
man wird keine Soldaten zu Strafeinquartierungen mehr
übrig haben, darum hat Vokol recht. Und ſtündlich warten
wir, daß unſere ungeladenen Gäſte uns wieder verlaſſen
Wortlos wird ihnen gegeben, was ihnen zuſteht, aber jeder
Verkehr mit ihnen wird gemieden; niemand aus dem Dorfe
ſpricht ein Wort zu ihnen; ſelbſt die Kinder, die doch ſonſt
immer Freude am bunten Tuch haben, laufen vor ihnen
davon und ſchreien, wenn ſie einer anfaſſen will. Nur
Vokol ſpricht hin und wieder ein paar Worte mit dem kom
mandierenden Offizier, und ich glaube, das tut er deshalb,
um den Befehlshaber zur
Manneszucht zu veranlaſſen, denn niemand weiß ja be
als der Jngenieur, wie hier der Funke neben dem Pulver
faß liegt und ein einziger leichter Windhauch eine Exploſion
von unabſehbaren Folgen herbeiführen kann.

Er iſt ein trefflicher Menſch, das muß man ſagen. Unte:
ſeinen Arbeitern hält er nach wie vor ſtrenge Ordnung, u
auch der Völlerei und Sauferei an den Sonntagen bei Rad
nicki iſt er kräftig entgegengetreten: er hat bekannt machen
laſſen, daß alle, die ihm deswegen zur Anzeige gebrahſ
würden, ihre fofortige Entlafſung zu gewöärtigen hötten

Fortſetzung folgt.

ſowie Aufklärung über das Erfurter

Aufrechterhaltung ſtrenger
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preußenparlament

Preuß (Dem.): Die Reſerve, mit der der Miniſter
Dr. t ſprach, wird wohl allgemein geübt und be-

x Hoffnung, daß wir uns über die notwendigen
uns och verſtändigen werden. Vei der Veurteilung

un efolgte der Vertreter der äußerſten Rechten eine
wurf aktik als der Sprecher der äußerſten Linken.

ſel der Staatsform iſt für Preußen keinendes Problem, ſondern hängt zuſammen mit dem
um Reich und den Provinzen. Die Zentral

t erf die Selbſtverwaltung der Provin
Ohne verſtärke Autonomie der Pro-

S Paragraphen 58 und 59 des Entwurfs
keine Richtlinien für die Selbſtverwaltung. Der

u Entwurfs iſt ein unzulängliches Verlegenheits-
h rede dem Zweikammerſyſtem nicht das Wort, aber
Wnloſer parlamentariſcher Abſolutis-
T recht kein Jdeal. Nach dem Entwurf iſt das preu

t nur frei, wenn es gewählt hat. Nach der Wahl aber
la ve des Parlaments. Ein preußiſcher

Zäſident iſt unmöglich. Gs iſt unhaltbar, daß
ident ſeine Funktionen übernimmt.

des niſchen Ausbaues ihrer Selbſtverwaltung. Jm
Preußen die Hegemonie eingebüßt. Aber ſelbſt dieſesP uns für die nationale Einheit Deutſchlands nicht zu

r aber iſt die Politik gerade der Linken darauf ein
en den nationalen Gedanken zu unterdrücken. Wir
e der Spitze des Staates einen Staatspräſi-

s Repräſentanten des Volkes. Allerdings nicht
en der zum Generalſtreik auffordert. Ueberdies
W wir eine Organiſation, welche die Stelle einer
mmer vertritt. Sie darf aber nicht in derſelben Weiſe
werden, wie die zweite Kammer.
veyerOberſchleſien (Zentr.) Jch ſtelle mich auf den

r Republik. Aber nach waſchechten Republikanern ſuche
dem Lande vergebens. Der Entwurf wird ausgezeichnet
e knappe, präziſe Faſſung und hält den Vergleich mit
ererfaſſung aus.
Vorlage geht an den Verfaſſungsausſchuß.
folgt die Beratung einer Anfrage des Abg. Gräf An
utſchnat.) über die Auflöſung der Einwohner
Gräf-Anklam (Deutſchnat.): Warum iſt nicht auf die

tung eingewirkt worden, bei dem Feindbund eine Zu
e ſeines Verlangens der Auflöſung der Einwohner-
herbeizuführen? Was wird die Regierung tun, um die
abguwenden, die der Aufrechterhaltung der Ordnung

erheit aus der Auflöſung der Wehren drohen?
Ludwig (U. S.) begründet einen Antrag ſeiner Partei,

wohnerwehren aufzulöſen, ihre Waffen unter
e der Gewerkſchaften und Angeſtelltenverbände ſammeln

und nach Liſten dieſer Verbände Ortswehren zu bilden
h Ritglieder dieſer Organiſationen in die Sicherheits
ufzunehmen.

Tegeder (D. Vpt.): Ordnäng und Sicherheit ſind im
d weſtfäliſchen Induſtriegebiet durch die beginnende
ziehung der Reichswehr, die Entwaffnung
ehnerwehr und die Waffenabgabe an einſeitig zu
weſetzte Ausſchüſſe ſtark gefährdet. Was wird die
a tun, um das Leben und Eigentum der Bewohner und

haltung verfaſſungsmäßiger Zuſtände zu ſichern?
Dr. Schreiber Halle (Dem.): Wir beantragen, gleich

mit der Auflöſung der Einwohnerwehren möglichſt in An
n en die Sicherheitspolizei nach Bedarf Orts und
z einzurichten, ferner, beſonders in dem Jnduſtrie-

m die ſtaatliche Sicherheitspolizei durch Uebernahme der
ichen zu verſtärken.
erstag 11 Uhr: Fortſetzung; vorher Einbringung

heſoldungsvorlage.

Sonderbrigade Döberitz
General Reinhardt ihr Jnſpekteur.

T. meldet:
t der Leitung der in Döberitz aus Formationen aller

xiſe zu bildenden Brigade iſt General Reinhardt beauf

e erinnerlich, hatte der Reichspräſident das beim Rück
s Reichswehrminiſters Noske von dem früheren Chef der
leitung eingereichte Abſchiedsgeſuch nicht genehmigt und
l Reinhardt gebeten, ſich dem neuen Reiheswehrutiniſter
derer Verwendung zur Verfügung zu ſtellen. Jn dieſer
g hat General Reinhardt während der letzten Wochen im

x des Miniſters Geßler zahlreiche Truppen im Oſten
beſten beſichtigt und wird ſich nun in nächſter Zeit vor
der Ausbildung der Brigade Döberitz widmen. Sie ſoll

vorbildlichen Wehrtruppe geſtaltet werden, die im
n der Reichswehr als Reſerve der Heeresleitung eine

le Verſtärkung des Rückhalts der verfaſſungsmäßigen
gierung ſein wird. Als Jnſpekteur dieſer Wehrbrigade

beneral Reinhardt dem Chef der Heeresleitung unmittel-
terſtehen, im übrigen aber zur beſonderen Verfügung des
whrminiſters bleiben.
entſpricht dem Wunſche des Generals nach ſeiner Tätig-
i Reichswehrminiſterium, ſich der praktiſchen Arbeit bei

bildung und Erziehung einer Lehrtruppe aller Waffen
zu können und dadurch weiter an der zeitgemäßen Ver

z der ganzen Reichswehr mitzuarbeiten, deren Or
u ſeinerzeit als preußiſcher Kriegsminiſter ge

ſie polniſchen Aufſtandsdokumente
Korfanty leugnet ab.

Breslau, 28. April.
rfanty leugnet in einer Erklärung die von der
hen Volkszeitung“ veröffentlichten Dokumente ab und
auf verſchiedene Sprachfehler im Schriftſatz hin. Er for
e Staatsanwaltſchaft und die Jnteralliierte Kommiſſion
ſtellung des Sachverhalts auf. Etwaige möglicherweiſe
chſichtliche Fehler des der „Schleſiſchen Volkszeitung vor
en Originals beweiſen bei der alle Möglichkeiten in Be
ſehenden Geriſſenheit der Tier ropaganda gar

Vas im übrigen von den Ableugnungen Kor-
zu halten iſt, beweiſt die in der heutigen Nummer des
eſiſchen Kuriers“ gemachte Feſtſtellung, daß ein von
d geleugneter Vortrag über die ungünſtigen polniſchen
ungsausſichten von einem Redakteur Rybarz gehalten
iterhin leugnet Korfanty ab, daß überhaupt in letzter
ertrauensmännerverſammlungen ſtattgefunden haben,

e Beuthen wöchentlich mehrere derartige Beſprechungen

handelt ſich hierbei anſcheinend um den Verſuch, Zeit zu
um den infolge der Veröffentlichung veränderten Veren im Einvernehmen mit kongreß polniſchen Vorberei-
kehnung zu tragen. Da die Staatsanwaltſchaft ſtreikt
Leſatungstruppe ſelbſt ſtark kompromitliert iſt, dürfte

der übereinſtimmenden itteilungen aus den
en Huellen überflüſſigs Unterſuchung noch einige

Se hingiehen. Die geringe Beteſligung an den Sonntags
emonſtrationen wurde von polniſcher Seite oft zugegeben und

mit der ungünſtigen Mittagsſtunde erklärt. Die polniſche Bevölkerung werde bei der Abſtimmung ſchon ihre Pflicht erfüllen,

auch wenn ſie an den Demonſtrationen nicht teilnahm. Jm
vertraulichen Kreiſe denkt man anders hierüber!

Das Reichsgericht hat die Reviſion des ehemaligen Fähnrichs
Oltwig von Hirſchfeld verworfen, der am 21. Februor vom
Schwurgericht beim Landgericht I in Berlin wegen ſchwerer
Körperverletzung, begangen durch einen am 26. Januar vor dem
Moabiter Gerichtsgebäude auf den damaligen Reichsfinangz-
miniſter Erzberger abgegebenen Piſtolenſchuß, zu anderthalb
Jahren Gefängnis verurteilt worden iſt.

Halle und Amgebung

Die 42. Miſſionskonferenz in Halle
Die e hre c po in der ProvinzSachſen hat ihre 42. Tagung vom 25. bis 28. April unter

Vorſitz von Geheimrat Profeſſor D. Haußleiter in gewohnter
Weiſe mit einer Fülle von Arbeit, Aufgaben und Anregungen
mancherlei Art in Halle gehalten. Jm ganzen handelte es
ſich um 25 verſchiedene Veranſtaltungen. Trotz der Schwere und
Schwierigkeiten der Zeit waren die Veranſtaltungen ſtärker be
ſucht, als man es erwarten konnte. Nachdem die Vorverſamm-
iungen, an deren Spitze der Halliſche Verein für ärzt-liche Miſſion mit dem Vortrag von Dr. med. Meinhof-
Halle „Miſſionsärztliche Beobachtungen im vorderen Orien
während der Kriegszeit“, Miſſionskindergottesdienſte und Teil-
konferenzen der verſchiedenen Miſſionsgeſellſchaften die Geſamt-
tagung eingeleitet hatten, fand am Montag in der Marienkirche
der Eröffnungsgottesdienſt ſtatt. Der frühere Bot-
ſchaftsprediger von Konſtantinopel, Paſtor Graf v. Lüttichau
Berlin beleuchtete in einer geiſtesmächtigen Predigt über
Matthäus 24, 14 Miſſionsfragen und Miſſionshoffnung der
Miſſionsgemeinde der Gegenwart. Die erſte Abendbver-
ſammlung der geſamten Konferenz, die unter dem Vorſitz von
Sup. Meinhof- Halle in den Thaliaſälen tagte, brachte einen
Vortrag von Miſſionsſuperintendent Paſtor Uhlig-Karolinen
von der Liebenzeller Miſſion über Heidenmiſſion und Volks-
miſſion in ihrer Verſchiedenheit und Uebereinſtimmung. Die Ge-
danken des Vortrages wurden in der Ausſprache durch Sup.
Meinhof, Miſſionsinſpektor Knak, Paſtor von Stein und Prof.
D. Haußleiter erweitert, vertieft und ergänzt.

Die Hauptverſammlung am Dienstag wurde mit einer bib-
liſchen Anſprache von Miſſionsinſpektor ReichelHerrnhut
über Johannes 14 eröffnet. Der Vorſitzende gedachte des er-
mordeten Mitgliedes der Konferenz Paſtor Niehus-Burg-
liebenau, des heimgerufenen Sup. D. Waechtler-Halle, der
ſeit der erſten Miſſionskonferenz bei ihr tätig geweſen iſt, des
entſchlafenen Oberpfarrer Kamlah-Harsleben und des ver
ſtorbenen Prälaten D. von Römer-Stuttgart. Den Haupt-
vortrag hielt Miſſionsinſpektor Würz-Baſel: Wie können wir
jetzt noch Miſſion treiben? Die tiefen Gedanken des Vortrages
wurden in der Ausſprache von D. Haußleiter, D. Richter,
Miſſionsinſpektor Schlunck, D. Schreiber und Geh.-Rat vBock
unterſtrichen. Bei der Vorſtandswahl wird der alte Vorſtand
wiedergewählt. D. Hegel, der frühere Oberpräſident, wird zum
Ehrenmitglied, Buchhändler Nithack-Stahn, Sup. Moehr, Rektor
Penſeler, Paſtor Miſſionsſuperintendent Schuhmann werden als
Vorſtands mitglieder neu gewählt.

Folgende Entſchließung wurde einmütig angenommen:
„Die 42. Jahresverſammlung der Miſſionskonferenz in

der Provinz Sachſen begrüßt dankbar die Kundgebung der
Generalſynode an die deutſche Miſſionsgemeinde und richtet
ihrerſeits an den Miſſionsausſchuß die herzliche Bitte, bei den
verbundenen Miſſionsgeſellſchaften anregend dahin zu wirken,
daß die freigewordenen Miſſionskräfte in erſter Linie zur Er
haltung der uns noch gebliebenen Miſſionsfelder brüderlich
verwendet werden, bevor man ſich neuen Unternehmungen zu
wendet. Auch wäre die Miſſionskonferenz ſehr dankbar, wenn
der Miſſionsausſchuß von Zeit zu Zeit eine öffentliche Kund-

4. höhere Schule“, „Die Lage der Aſſeſſoren“, ſowie Beſoldungs-
und wirtſchaftliche Fragen

gebung über die geſamte deutſche Miſſionslage daheim und
draußen erlaſſen würde.“

m Nachmittag beſchäftigte ſich die Agentenverſammlung
mit dem von Oberpfarrer Strümpfel, Sup. Meinhof und Prof.
D. Haußleiter behandelten Thema: Brennende Fragen und un-
gelöſte Aufgaben. Jn der Lehrermiſſionskonferenz redete Miſſio-
nar O. Gemuſeus-Herrnhut über Religionsunterricht und Welt
anſchauungsfragen im neuen oſtafrikaniſchen Lehrerſeminar. Den
Abſchluß des Haupttages bildete die zweite Abendverſammlung,

H. Wedder berichtete, wie der Krieg auf die Eingeborenen und
auf die Miſſionsarbeit in Südweſtafrika gewirkt hat und Miſſions-

lung ein treffliches Schlußwort mitgab. Mit dankbarer Freude

42. Jahresverſammlung zurückblicken.

CLeute, die nicht alle werden
(Strafkammer.)

Wegen vollendeten und verſuchten Betruges, Urkunden-
fälſchung und wiſſentlich falſcher Anſchuldigung hatte ſich die
Ehefrau Luiſe Hübner vor der Strafkammer zu verantworten.
Sie hatte im Frühjahr 1918 der Frau eines Fleiſchermeiſters,
bei der ſie ſchneiderte, erzählt, ihr Vetter in Plauen müſſe ſeine
Fabrik in eine Munitionsfabrik umwandeln und wolle daher
ſeine Vorräte an Wäſche, Leinen und Barchent billig verkaufen,
da er Geld gebrauche. Sie (die Angeklagte) könne billige Sachen
liefern, müſſe aber das Geld vorher einſenden, da ihr Vetter
nur ſo verkaufe. Die Frau übergab der Hübner, die Proben
von Leinen und Barchent vorlegte, 150 Mark zum Ankauf der
beſtellten Waren, mußte gber ſo lange warten und ſich mit
Ausflüchten abſpeiſen laſſen, daß es ihr ſchließlich zu lange
dauerte und ſie ihr Geld zurückverlangte, das ſie auch von der
Angeklagten ſofort zurückerhielt. Jn der Folge hat die Ange
klagte daun jede ſich ihr bietende Gelegenheit benutzt, für die zu
verkuufende Wäſche die vorher zu zahlenden Veträge einzu
nehmen und da ſie garnicht in der Lage war, überhaupt die
angebotene Wäſche zu liefern, ſo machte ſie ſich in jedem Falle
des Betruges ſchuldig. Die Angeklagte erzielte im Laufe von
etwa ſechs Wochen noch Beträge in folgender Höhe: 5286 Mark
(wovon infolge energiſchen Auftretens die Geſchädigte 4000 M.
zurückerhielt), 200 M., 3804 M., 180 M., 112,50 M., 945,5,0 M.
103,70 M., 2000 M., 80 M., 13 909,70 M., 453 M. (die zurück
gezählt wurden), 2481 M., 1500 M., 3617 M., 563 M., 12 550 M.

Dieſen Betrag erhielt ſie von einem Kaufmann, der eine
heiratsfähige Tochter hatte und dieſe billig ausſtatten zu können
glaubte. Er mußte ſich das Geld erſt von zwei Bekannten leih-
weiſe verſchaffen. Als er keine Wäſche erhielt, im Drängen
dann nicht nachließ und die Angeklagte Anzeige befürchtete, er-
ſtattete ſie bei der Kriminalpolizei Anzeige wegen Erpreſſung.
Vei der Anzeige hatte ſie ein Fräulein mitgenommen, das mit
unter der Arklage des Betruges und der wiſſentlich falſchen
Anſchuldigung ſtand, von der Anklage des Betruges aber auf
Antrag des Staatsanwalts freigeſprochen wurde. Die Mit-
angeklagte iſt Jnhaberin eines Zuckerwarengeſchäftes und bei ihr
hatte die Hübner nach und nach Waren in Höhe von über 4000
Mark auf Kredit entnommen, ſie hatte ſich aber von der Hübner
auch beſtimmen laſſen, Wäſche zu beſtellen und voraus zu be
gahlen, woduzch fie inkageſamt um 8758 M geſchädigt wurde.

kunft weiter tragen.

(Handelswiſſenſchaften) erhalten.in der Miſſionar C. Nauhaus-Berlin anſchauliche Bilder aus den an
miſſionariſchen Kriegserfahrungen in Oſtafrika bot, Miſſionar

rr. melden,in allem Ernſt der Zeit darf die Miſſionskonferenz auf ihre n

e.

Die Angeklagte Hübner iſt raffiniert vorgegangen. s ſieeines Lage in z Zuckerwarenladen trat, rief ſie der Jnhaberin
freudig zu: „Am 28. kommt die Wäſche beſtimmt!“ Zugegen
war zufällig der oben genannte Kaufmann, der einen Einkauf
machte. Auf ſeine Frage erhielt er von der Hübner bereit
willigſt Auskunft, ließ ſich mit ihr ein und iſt dann infolgedeſſen
ſeine 12 550 M. losgeworden. Die Angeklagte wurde nach jeder
Zeugenausſage gefragt, was ſie darauf zu ſagen habe. Sie
hatte aber ſtets dieſelbe Antwort, ſie könne ſich nicht mehr er
innern.

Als die Angeklagte im Sommer 1918 in Unterſuchungshaft
ſich befand, wurde ſie zur Beobachtung nach Nietleben gebrackt,
wo ſich aber keine Anzeichen von Sinnestäuſchungen bemerkbar
machten. Auch war nach der Ausſage des einen Sachverſtän-
digen von der außerordentlichen Gedächtnisſchwäche in der An
ſtalt nichts zu merken, die ſie jetzt zu haben vorgab. Beide
Sachverſtändigen waren darin einig, daß Geiſteskrankheit nicht
vorliege, wenn die Angeklagte auch geiſtig minderwertig ſei-
Sie iſt auch wohl erblich belaſtet, doch kann der S 51 auf ſie keine
Anwendung finden. Das Gericht verurteilte die Angeklagte
Hübner wegen Betruges, verſuchten Betruges und wiſſentlich
falſcher Anſchuldigung antragsgemäß zu einer Gefängnisſtrafe
von zwei Jahren ſechs Monaten worauf zwei Monate
der früher erlittenen Unterſuchungshaft als verbüßt angerechnet
wurden; auch wurde ſie bei der Höhe der Strafe ſofort in Haft
genommen. Die Mitangeklagte wurde von der Anklage des
Betruges freigeſprochen, wegen der wiſſentlich falſchen Anſchul-
digung aber zu ſechs Wochen Gefängnis verurteilt, wogegen
Reviſion eingelegt werden ſoll.

Vortrag Bohnenſtaedt. Deutſchnationale! Beſucht heute
geſchloſſen die Verſammlung Bohnenſtaedt, der die
ganzen Wochen den Erfurter Wahlkreis bereiſt hat und dort
überall vor überfüllten, begeiſterten Verſammlungen ſprach.
(Abends um 8 Uhr „Thaliaſaal“.)

Deutſchnationaler Jugendbund. Die erſte ordentliche
Mitgliederver ſammlung im neuen Geſchäftsjahr findet am
Sonnabend im Mozartſaal nachmittags um 8 Uhr ſtatt. Die
Tagesordnung erfordert zahlreiches Erſcheinen.

Gründungsverſammlung einer Provinzialgruppe „Sachſen“
des Deutſchen Landgemeindetages. Jnfolge der etwas ver-
ſpäteten Einladungen war die Verſammlung nicht ſo gut be-
ſucht, wie man hätte erwarten ſollen. Dr. Bertholdt begrüßte
die erſchienenen Ge meindevorſtände der drei Regierungsbezirke
der Provinz Sachſen. Es mache ſich immer mehr überall das
Beſtreben nach Zuſammenſchluß bemerkbar. Die Landgemeinden
ſtänden bisher noch ſehr zurück, daher habe ſich jetzt der Deutſche
Landgemeindetag gebildet, der die allgemeinen Jntereſſen ver
treten wird. Es iſt jedoch wünſchenswert, daß durch Provinzial-

gruppen die beſonderen Jntereſſen beſonders bearbeitet werden.
Shndikus Dr. Scheffler beſprach dann den Vorentwurf der
neuen Landgemeinde- und Kreisordnung. Der Gruädſatz ſei

der der Verbilligung und Vereinfachung der Verwaltung. Er
gab zu dem Vorentwurf der Regierung kurze kritiſche Erläute-
rungen. Jn der Diskuſſion kamen mehrere Gemeindevertreter
zu Worte und brachten ihre Wünſche zur Sprache. Es wurde
bemängelt, daß die neugeplanten Amtsverbände ein Eingriff in
die Selbſtverwaltung ſei, der nicht geduldet werden könne. Die
ehrenamtliche Tätigkeit der Amtsvorſteher ſei ebenfalls nicht
mehr möglich. Jn einem zweiten Referat berichtete Dr.
Scheffler über die Frage der Volksſchullaſten im Hinblick
auf die bevorſtehende Finanzreform. Der Staat habe es abge-
lehnt, die Lehrergehälter zu zahlen, er ſei indes bereit, die
Hälfte (das wäre 1 Milliarde Mk.), zu tragen. Die Gemeinden
ſollen die bisherigen Beträge, die 1 Milliarde betragen, in Zu-

Jn der Diskuſſion wurde dem Wunſche
Ausdruck gegeben, daß die Lehrer Staatsbeamte werden ſollten
und der Staat für ihr Gehalt allein aufkomme. Jm Anſchluß
an die Diskuſſion wurde dann eine Provinzialgruppe
gegründet. Der Vorſtand wird aus je zwei Vertretern der
drei Regierungsbezirke gebildet, der Vorſitz wurde Herrn Dr.
Berthold- Diemitz als ſiebentes Vorſtandsmitglied über-
tragen.

Die Hauptverſammlung des Philologenverbandes der
Provinz Sachſen findet vom 17. bis 19. Juni in Halle ſtatt.
Auf der Tagesordnung ſtehen u. a. folgende Punkte: „Die

Berufung. Der an den hieſigen Handelsfachſchulen an
geſtellte Diplomhandelslehrer Dr. ver. pol. Srnſt Heſſe, der
auch vie'fach durch Vorleſungen und Uebungen (Arbeiter-
bildungskurſe, Beamten- und Handelshochſchulkurſe) bekannt ge-
worden, hat vom Polytechnikum Gewerbe und Handelshoch-
ſchule zu Köthen) einen Lehrauftrag für Privatwirtſchaftslehre

Er hat ſich n ca. 10 bis
12 Jahren vom Volksſchullehrer zum Hochſchullehrer empor-
gearbeitet.

Kohlenverſorgung für gewerbliche Verbraucher. Gewerb-

li Betri i iſuperintendent Paſtor Uhlig-Liebenzell der lauſchenden Verſamm- Se riebe, die mehr als 10 Tonnen monatlich verbrauchen,
haben ihren Bedarf für den Monat Mai 1920 umgehend anzu

zwar unter Verwendung der vorgeſchriebenen
Meldekarten, die für die im Stadtkreis Halle a. S. wohnhaften
Verbraucher im Zimmer la der Ortskohlenſtelle vormittags von
239 bis 341 Uhr abgeholt werden können. Der Preis beträgt:

für 1 Heft mit 4 Karten 50 Pfg., für eine Einzelkarte 10 Pfg.
Ausſtellung bei Tauſch Groſſe. Das intereſſanteſte

Stück der neu veranſtalteten Ausſtellung bei Tauſch Groſſe
ſind die Wilhelm von Kaulbachſchen OriginalSkizzen zur
„Löwenjagd“. Prof. E. von Eſchwege iſt mit einer meiſterhaft
gemalten „Kornernte“ vertreten. Feine Stimmungsbilder ſind
die Landſchaften aus dem Harz und Oberbayern von Oskar Leu.
Von heimiſchen Künſtlern hat Paul Huth ein Bild „Strand von
Göhren auf Rügen“ und Andreas Grün eine Anzahl von
Motiven aus unſerer nächſten Nachbarſchaft zur Ausſtellung
gebracht. Figürliche Motive ſind „Mädchen mit Roſe“ von
EnſorasParis und „Der Förſter“ von Kandler ſowie die Kopie
nach Bauerle „Mädchen mit Katze“. Von weiteren Landſchaftern
nennen wir Robert Büchtger, Ludwig Fiſchbeck, Albin Enders,
J. Waidmüller, Th. Guggenberger, Lothar Meilinger und Prof.

Frehy ſowie T. Diedrich-Wrede, die auch mit einer größeren
Anzahl von Original-Radierungen vertreten iſt. Die Ausſtellung
wird noch durch eine Anzahl graphiſche Original- Arbeiten von
Corn. Max, Franz von Stuck, Ernſt Buſch, Peter v. Halm,
J. Uhl, Otto von der Wehl, Emil Orlik, Lovis Corinth, Georg
Gelbke und a. m. verbvollſtändigt.

Entſchädigung für verlorene Pakete. Die e der Gr-
höhung der von der Poſt zu gewährenden Entſchädigung für ver-
lorene oder beſchädigte gewöhnliche Poſtpakete hatte der Zentral
verband des Deutſchen Großhandels zum Gegenſtand von Ver-
handlungen mit dem Reichspoſtminiſterium gemacht, und ſie
wurde auch ſeitens der Behörde daraufhin in Ausſicht ge
nommen. Entgegen einer Zeitungsnotiz, die bereits einen
Satz von 20 M. für das Kilogramm nannte, iſt dieſe jedoch noch
nicht erfolgt. Wie der Reichspoſtminiſter dem Zentralverband
des Deutſchen Großhandels mitteilt, iſt eine Erhöhung aber be
abſichtigt und wird, ſobald die Nationalverſammlung dem ihs
m nenden Geſetzentwurf zuſtimmt, am 1. Mai d. J. in Kraft
reten.

Familien- Nachrichten
Verlobungen: Gertrud Saarbourg, Hochheim a. M.

7dr Ernſt Kranig. Elly Roſenthal und Siegmund
e r.

Todesfälle Um 27. April Lehrer Vaul HoeJebensahr. Am 28. April Friederike ver
Sote im 68. Labentzighe. Am 26. April Emil E

27 imller geb.
llinger.



Provinz Sachſen
Genoſſenſchaftlicher Buchhandel

P gen elWie O „Leipgiger Neueſten Nachrichten melden, berei
eine im deutſchen Buchhandel noch nicht da-
eng umfanpgreiche und ſchwierige Kapitals, Be

ſriebs- und Perſonenvereinigung vor mit dem
Leipzigs Stellung als Mittelpunkt des geſamten Buch

ls zu feſtigen. Die Entwicklung der letzten Jahre hat ge
zeigt, daß der Leipziger Kommiſſionsbuchhandel mit geringen
Ausnahmen in der bisherigen Weiſe nicht weiter beſtehen kann.
Dem Kommiſſionsbuchhandel ermöglichen auch die erhöhten Ge
bühren nicht mehr die Weiterführung ſeiner Geſchäfte. Auf der
anderen Seite ſehen ſich Verlag und Sortiment außerſtande,
einer weiteren Erhöhung der Gebühren der Buchhändler zuzu
immen, um einen Ausweg aus dieſen Schwierigkeiten zu
nden. Um Jigg bisherige Stellung im Buchhandel zu

ſichern, will man den geſamten Buchhandel in einen genoſſen
ſchaftlichen Betrieb überleiten. Es ſoll eine Genoſſenſchaft
errichtet werden, die ein Kommiſſionsgeſchäft größten Stils
unter Uebernahme der bisherigen Leipziger Kommiſſionsgeſchäfte
betreiben ſoll. Die Genoſſenſchaft will darnach ſtreben, möglichſt
alle Firmen des Buchhandels zu Mitgliedern zu erhalten. Der
Börſenverein der deutſchen Buchhändler wird ſich bei der dem
nächſt in Leipzig ſtattfindenden BuchhändlerOſtermeſſe ein-
gehend mit dieſem großen Uebernahmeplan beſchäftigen.

Ein Poſtſcheckamt in Erfurt
Um das Poſtſcheckamt in Leipzig wirkſam zu entlaſten, ſteht

die Notwendigkeit bevor, die Orte in den Oberpoſtdirektions-
bezirken Erfurt und Halle von dieſem Amt abzuzweigen und ſie
einem neuen Poſtſcheckamt zuzuweiſen. Das Reichspoſtmini-
ſterium beabſichtigt, das neue Poſtſcheckamt in Erfurt zu er-
richten, vorausgeſetzt, daß die mit dem dortigen Magiſtrat wegen
der Unterbringung des Amtes bereits eingeleiteten Verhand-
lungen zu einem günſtigen Ergebnis führen.

Der Einbruch in den Hildesheimer Dom
aufgeklärt

Vor 14 Tagen wurde, wie wir meldeten, in der Schatzkammer
des Hildesheimer Domes eingebrochen und aus dieſer ein großer
Teil des Domſchatzes geraubt. Der Berliner Kriminalpolizei
iſt es jetzt gelungen, den Einbruch r r aufzuklären, die
Kirchenräuber zu verhaften und alles geſtohlene Gut,
z. T. allerdings zerſchlagen und verbogen, wieder herbeizu
ſchaffen. Die geraubten Stücke, 18 an der Zahl, ſind aus reinem
Silber oder reinem Gold gefertigt. Der HKunſtwert und Alter-
zumswert iſt unſchätzbar. Von Sachverſtändigen wurde u. a. ein
Pokal vom Jahre 1723 auf 1 Million Mark geſchätzt. Das
ſchon im Domſchatzverzeichnis von 1438 erwähnte große Mutter-
gottesbild, das aus Lindenholz gefertigt wurde, iſt total ver
nichtet worden. Das Kleid aus purem Goldbloch iſt in Stücke
geriſſen und geſchnitten, die Kette mit den Edelſteinen zer-
trümmert.

A. Halberſtadt, 28. April. Städtiſche s.) Die Stadt
derordneten wählten zum Erſten Bürgermeiſter anſtelle des
durch die Kapp- Unruhen zurückgetretenen Oberbürgermeiſters
Dr. Gerhardt den ſozialdemokratiſchen Stadtrat Paul Weber.
Weber war vordem Parteiſekretär. Er iſt von Beruf Hand
ſchuhmacher und zeichnet auch als Verleger des ſozialdemokra
tiſchen Tageblattes. Die Mitglieder der bürgerlichen Fraktion
hatten ihre Stimme für den zweiten Bürgermeiſter Mertens
abgegeben, nachdem ſie vorher eine Erklärung abgegeben
hatten, daß ſie die Wahl bis nach den neuen Stadtverordneten
wahlen zurückgeſtellt wiſſen wollten. Die Hundeſteuer wurde
von 30 auf 60 Mk. für den erſten, und von 50 auf 150 Mk. für
jeden weiteren Hund erhöht. Der Vertrag mit dem Jnten-
danten unſeres ſtädtiſchen Theaters, Sioli, wurde genehmigt.
Er ſieht für den Jntendanten ein Monatsgehalt von nur 1000
Mark vor, da er es abgelehnt hat, mehr zu bekommen; künſt-
leriſche Leiſtungen ſeien ſeiner Anſicht nach nicht mit Geld zu
bezahlen, und ſo wolle er nur ſo viel als er zum Lebensunter-
halt nötig hätte. Der geſamte Gageetat ſieht 20 000 Mk. monat-
iche Ausgaben vor. Außerhalb der Tagesordnung teilte der
Führer der Unabhängigen mit, daß ein Mitglied ihrer Frak-
tion, Frau Stadtv. Philipp, bei Anhörung von Beſchwerden im
Hoſpital von dem angeſtellten Inſpektor Riepe ſchwer miß-
zandelt und hinausgeworfen ſei. Die Fraktion der Unab-
hängigen verlangte ſofortige Entlaſſung Riepes und zogen den
Antrag nach halbſtündigem Hin und Her und mehrmaliger Ver-
ſicherung des Magiſtrats, daß ſtrengſte Unterſuchung platz-
greifen ſoll, zurück.

Bretleben, 28. April. (Grauſiger Leichenfund.)
Hier wurde aus der Unſtrut die Leiche eines unbekannten, etwa
jährigen Mannes gelandet, und zwar in einem Zuſtande, der
auf Mord ſchließen läßt. Dem Toten waren die Augen ver
bunden, die Hände über dem Kopf zuſammengeſchlungen und
die Beine feſt mit Draht verknebelt. Außerdem war ihm auf
dem Rücken eine Wagenſeder, wie ſie ſich unter Kutſchwagen
befinden, feſtgebunden worden.

Jlmenau, 28. April. Wiedereröffnung des
Jlmenauer Technikums.) Die in der außerordentlichen
Sitzung des Gemeinderats eingeſetzte Kommiſſion hat am Sonn
abend nachmittag zwiſchen den Parteien vermittelt. Der Kon
flikt iſt beigelegt und der Unterricht am Montag wieder aufge
nommen worden unter folgenden Bedingungen: 1. Sofortige
Beſeitigung der gelben Plakate, 2. Abgabe einer Erklärung des
Ausſchuſſes der Studierenden in der „Henne“, 3. die Schulgeld-
erhöhung um 100 M. iſt ausſchließlich zur Erhöhung der Ge
hälter der Angeſtellten zu verwenden, 4. die Schulleitung ver
pflichtet ſich, für Krankenhauszwecke 10 000 M. zu ſtiften, 5. die
zuſammengelegten Semeſter ſind durch Einſtellung eines
weiteren Dozenten oder durch Erteilung von Ueberſtunden durch
die jetzt vorhandenen Dozenten zu beſeitigen, 6. Maßregelungen
on Angehörigen des Ausſchuſſes unterbleiben, 7. eine ſtrafrecht-
kiche Verfolgung wegen Beleidigung findet nicht ſtatt.

Cölleda, 28. April. (Ein frecher Ueberfall.) Aus
Beichlingen wird gemeldet: Jn der Nacht vom Sonnabend auf
Sonntag zwiſchen 2 und 4 Uhr wurde der Ortsſchulze von einem
Fremden geweckt, der von ihm mit vorgehaldenem Revolver
2000 Mark und Lebensmittel für 200 Mann der roten Armee,
die in der Nähe lagern ſollte, forderte. Als der Schwindler mit
ſeiner Drohung nicht durchdrang, verlangte er einen Gutſchein
über 2000 Mark auf die Steuerheberolle. Auch hiermit wurde
er abgewieſen. Dagegen gelang es ihm, bei verſchiedenen Be
ſitzern Beträge zwiſchen 200 und 500 Mark zu erpreſſen. Bei
einer ſolchen Unſicherheit, ſelbſt auf dem Lande, wagt man es,
die eingige Waffe, die Einwohnerwehren, abzuſchaffen.

R. Deſſau, 27. April. (Die Holzpreiſe fallen) inden anhaltiſchen Forſten rapid. Die Oberförſterei Wörlißz hatte

kürzlich noch eine Taxe von 400 M. für den Raummeter an
geſetzt. Der Verſteigerungserlös ergab für 158 Raummeter
34 390 M., ſo daß der Raummeter nur 217 M. erbrachte. Um
dieſen Preisſturgz in ſeiner vollen Bedeutung zu würdigen, ſei
daran erinnert, daß noch vor wenigen Wochen Preiſe von

pis 1000 M. pro Raummeter gezahlt wurden.
an, 88. April. (Roch immer Straßenbahner

i Der Streit der Straßenbahnor zieht ſich nun ſchon
nahezu 14 Tagen Hin und, wie wir hören, t ein Gnde

Streiks noch nicht
des

2S. April. (Expkloſton.) Hier h
r

die verſchiedene Fenſterſcheiben zertrümmert, die Wände be-
wurden, ein Stubenbrand entſtand und die Beſitzerin

Hauſes Brandwunden erlitt. Die Frau hatte den Hahn
des Gaskochers vergeſſen abzudrehen und als ſie am Abend Licht
anzünden wollte, explodierte das angeſammelte Gas. Da die
Exploſion durch Nachbarn ſofort bemerkt wurde, iſt ein weiteres
Umſichgreifen des Brandes in der Wohnung verhindert worden.

Braunſchweig, 28. April. (Böſe Finanzverhält-
niſſe.) Den Stadtverordneten iſt die Vorlage über eine
8 Millionen- Anleihe zugegangen. Die Kapitalſchulden der Stadt
Braunſchweig betragen zurzeit 63 Millionen Mark.

SporkbertehteH. p 9Sportplatz am Zoo? Minerva-- Berlin. Der kommende
Sonntag hatte eigentlich den durch ſeine vorjährige Schweden
reiſe weitberühmt gewordenen V. f. L.-Altona 93 nach hier
bringen ſollen. Aus beſonderen Gründen hat das Spiel um
mehrere Wochen verſchoben werden müſſen. Dem V. f. L.-Halle 96
iſt es aber ſchließlich gelungen, dafür in MinervaBerlin einen
wohl gleichſtarken Gegner in letzter Minute nach hier zu ver
pflichten. Die Gäſte repräſentieren Berlins beſte Klaſſe. Sie
ſind Meiſter des Berliner Weſtkreiſes und verfügen
über eine techniſch gute Mannſchaft, welche erſt am Karfreitag
gegen Preußen-Berlin, die vor kurzem hier einen ſo vorzüglichen
Eindruck hinterließen, nach gleichwertigem Spiele 1 1 geſpielt
hat. Es dürfte nicht unintereſſant ſein, zu ſehen, wie ſich
Minerva gegen unſeren Mitteldeutſchen Meiſter aus der Affäre
ziehen wird, nachdem ihr gleichwertiger Gegner vom Karfreitag

Preußen-Berlin hier ein ſo imponierendes Spiel vor-
geführt hat.

V. f. L. 96. Die vor Jahresfriſt eingegangene Sport-
J zwiſchen dem Halliſchen Fußballklub von 1896 und

em Kaufmänniſchen Turnverein iſt jetzt wieder aufgelöſt wor-
den. Trotzdem wird Halle 96 den neuen Namen V. f. L. weiter
führen, allerdings mit dem Zuſatz von 1896.

V. f. B. Leipzig in Hamburg. Der Mitteldeutſche Fuß
ballmeiſter, Verein für Bewegungsſpiele Leipzig, weilt am kom
menden Sonnabend und Sonntag in Hamburg. Am Sonnabend
ſpielen die Leipziger gegen Eimsbüttel und am Sonntag gegen
Viktoria- Hamburg.

Werbeſternlauf in Halle. Am Dienstag fand eine Ver-
ſammlung des Halleſchen Ausſchuſſes für Leibesübungen im
„Reichshof“ ſtatt, in der die Veranſtaltung eines Werbeſtern
laufes in Halle beſchloſſen wurde. Er ſoll am 9. Mai um
2212 Uhr vormittags ſtattfinden. Jeder ſich beteiligende Verein
wird in ſeinen Farben laufen. Es ſind bereits zahlreiche Mel-
dungen eingegangen. Die Ausgangspunkte des Werbelaufes
werden der Kaiſerplatz, der Roßplatz, Freiimfelder Straße, Jo-
hannisplatz, Rauchfußbrauerei, Sandanger, Peißnitzſtraße, Städt.
Oberrealſchule ſein. Der Mittelpunkt iſt der Marktplatz. Die
Strecken ſind etwa 1500 bis 2000 Meter lang. Es handelt ſich
hierbei nicht um einen Wettlauf, ſondern einen Werbelauf,
der den Hallenſern zeigen ſoll, daß auch in Halle ſchon ein großer
Teil der Bevölkerung den Wert eines geſunden Sportes erkannt
hat, und der dem Sport neue Anhänger werben ſoll.

Modellwettfliegen. Jnfolge des ungünſtigen regneriſchen
Wetters konnte das für den vergangenen Sonntag angekündigte
Modellwettfliegen des „Flugtechniſchen Vereins zu Halle a. S.
und Umgebung leider nicht ſtattfinden und muß daher auf inen
der nächſten Sonntage im Monat Mai verlegt werden. Näheres
hierüber wird noch in der Tagespreſſe bekanntgegeben. Wie wir
bis jetzt hierzu mitteilen können, lagen eine große Anzahl
von Anmeldungen zu dieſem Wettbewerb vor, ſo daß die
Veranſtaltung verſprach ſehr intereſſant zu werden. Alle Sport
intereſſenten ſeien hiermit nochmals darauf aufmerkſam gemacht,
daß durch dieſe Vertagung auch noch Neuanmeldungen zu dieſem
Wettbewerb entgegengenommen werden und zwar in der Ge-
ſchäſtsſtelle Hochſtraße 19 (Telephon 4631).

V I L ſo rAbdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Jnlands- und KAusfuhrpreiſe der Kaliinduſtrie
Das Kaliſyndikat übermittelt der „Voſſiſchen Zeitung“

die folgende Zuſchrift mit der Bitte um Veröffentlichung: „Jn
einem Berliner Blatte werden die guten Abſchlüſſe der Kaliwerke
für das Jahr 1919 als Erfolg „der Wiſſell-Moellendorfſchen Ge
meinwirtſchaft bezeichnet und auf die zweimalige Erhöhung der
Jnlandspreiſe durch den Reichskalirat“ zurückgeführt. ieſe
Auffaſſung iſt gänzlich unzutreffend und bedarf dringend der
Richtigſtellung!

Die Wahrheit iſt, daß die Jnlandspreiſe des Jahres 1919 für
die meiſten Kaliwerke verluſtbringend geweſen ſind und daß ſich
die Kaliinduſtrie infolge Wagen- und Kohlenmangels und des
dadurch bedingten geringen Abſatzes geradezu in einer ver-
zweifelten Lage befand, als im Herbſt v. J. die Ueberſee-
Ausfuhr einſetzte. Dieſe brachte endlich lohnendere Preiſe,
die auch für die weniger günſtig ſituierten Werke einen be-
ſcheidenen Verdienſt erhoffen ließen. Dieſe Erwartung wurde
dann allerdings in ungeahnter Weiſe durch den völligen Zu
ſammenbruch unſerer Währung weit übertroffen, indem nicht
nur das engliſche Pfund ſich erheblich im Kurſe hob, ſondern
vor allem der amerikaniſche Dollar bis auf 109 M. ſtieg. Allein
auf die Ausfuhr und den Kursſtand der Mark ſind die vorüber-
gehend ſehr guten Erlöſe zurückzuführen, welche die Kaliwerke
in den Stand ſetzten, nach fünfjähriger Unterbrechung wieder
Dividenden zu verteilen.

Jm Jahre 1920 iſt durch fortgeſetzte Verteuerung der Kohlen
und Materialpreiſe ſowie durch die ab 1. März geltende weitere

n und Frachtenverdoppelung eine Steigerung der
roduktionskoſten von mehreren 100 Millionen Mark eingetreten.

Von Woche zu Woche wachſen die Selbſtkoſten weiter, und mit
dem 1. Mai tritt eine abermalige Erhöhung der Arbeiterlöhne
von 7 Mark für den Mann und die Schicht in Kraft. Dabei hat
die Ausfuhr ſchwer unter dem ſeit zehn Wochen andauernden
Rotterdamer Streik gelilkken, wo große Mengen Kaliſalze nicht
weiter verladen werden können. Gleichzeitig ſind der Dollar
und andere Deviſen faſt auf die Hälfte gefallen. Dieſe an ſich
erfreuliche Erſcheinung hat naturgemäß die Auslanderlöſe der
Kaliinduſtrie erheblich beeinträchtigt. Bei den heutigen Pro-
duktionskoſten wird an jedem Wagen Kaliſalze, den die heimiſche
Landwirtſchaft erhält und ſie hat im erſten Vierteljahr 1920
etwa des geſamten Abſatzes bekommen 58 des Rechnungs-
betrages verloren.

Wir hoffen im Laufe des Jahres nach Deckung des Jn
landsbedarfes, der uns in erſter Linie am Herzen liegt, auf eine
Belebung des Auslandsgeſchäftes zu guten
Preiſen. Sollte ſich dieſe Hoffnung nicht erfüllen oder gar
der Gedanke einer beſonderen Belaſtung der Auslandslieferun-
gen verwirklicht werden, dann wäre eine weitere ſtarke
Erhöhung der Jnlandspreiſe nicht zu vermeiden.
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Begründung des deutſchen Eiſenwirtſchaftsbundes und ſtarke
Erhöhung der Eiſenpreiſe. Jn den am Sonntag ſtattgefundenen
Sitzungen iſt der Deutſche Eiſenwirtſchaftsbund endgültig zu
frande gekommen. Gleichzeitig wurden die Eiſenpreiſe neulerxt, und zwar an Hand folgender Notierungen: Rabolsge

ShHletz,

in einem Hauſe am Alten Berg eine heftige Gasexploſion,

treter konferierte, wird geſagt, da

der Preisgeſtaltung nicht ohne Einfluß bleiben.

Mark, vorgewalzke Blöcke 2960 Mark, Plarinen
Lnüppel 83125 Mart, Formeiſen 8620 Mark Stabeiſe
Bandeiſen 4050 Mk, Feinblöcke von 1—8 Millimeter
unter 1 Millimeter 5625 Mark, Grobbleche 4710
draht 4150 Mark Alles pro Tonne in Thomasſtgh ar

Die große Garnauktion hat heute in Braut
begonnen. Die von der Garngroßhandelszentrale
Auktion in und ausländiſcher Garne erfolgte na
Standardmuſtern unter Zugrundelegung der von eine
miſſion aufgeſtellten Richtpreiſe. 5000 Poſten der verſe
Qualitäten werden angeboten. Von Vertretern
Garngroßhandelsfirmen, mit denen unſer Braunſchwe d

das Se fand
a

Die Bierbrauerei zum Feldſchlößchen Akt.Gef

träge laufen nur karg ein. Die

ſchweig beabſichtigt, den Betrieb der Braunſchweigiſchen
Bierbrauerei St reitberg in fich aufzunehmen ung

Firma
raunſchy

beide Geſellſchaften zu verſchmelzen. Die
Brauerei Feldſchlößchen-Streitberg Akt.Geſ. B
geändert werden. e

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild Gegenüber der geſtrigen Er

eigte die Börſe heute zwar vielfach infolge von Dedun
erkäufen eine kräftige Erholung, die auch, was Von

anbelangt, auf eine etwas feſtere Haltung der aus
Deviſenpreiſe trotz vom Ausland gemeldeter beſſerer m
zurückzuführen war. Lebhafte Umſätze zu ſprunghaft ſten
Kurſen fanden in Deutſchen Kolonialaktien auf das du
kommen des Verkaufs des Unternehmens ſtatt (Kurſe n
9600), wovon auch Pomona (12 000) und Neuguineg m
bei Beſſerungen bis 50 bzw. 130 Prozent Nutzen zogen
Petroleumwerten ſtiegen im freien Verkehr Erdöl rund
Deutſche Petroleumaktien ungefähr 60 Prozent.
werten waren Kanada Baltimore, Schantung, Deutzht
ſee-Elektriſche und auch Mexikaner zum Teil ganz v
gebeſſert, doch wurden die von Wien abhängigen Türken
und Orientbahnaktien erheblich niedriger notiert. J
fahrts-, Montan, Farb, Elektro- und den übrigen
mäßige Kursbeſſerungen zwar auch in der Mehrzahl
kam es hier auch infolge Verkaufsaufträgen des Publikum
zu Kursherabſetzungen, die aber nur ganz vereinzelt 10
sent erreichten. Kaliaktien waren ziemlich behauptet
aktien waren mäßig abbröckelnd. Der heimiſche Renteng
lag bei geringem Verkehr wiederum ſtill. Das Geſch
teilweiſe etwas lebhafter. Die feſte Grundſtimmung konng
im Verlauf bei leichteren Schwankungen behaupten,

Produktenbericht. Am Hafermarkt zeigte ſich meh
frage für Lokoware. Doch beobachteten die durch die
Preisſchwankungen der letzten Zeit vorſichtig gemachten di
noch vielfach Zurückhaltung im Geſchäft. Auf Abladr
wurden bei ſtillem Verkehr ungefähr die geſtrigen auſ
Schlußkurſe behauptet. Der Markt in Hülſenfrüchten
vollkommen verödet. Von Lupinen iſt nur gute blaue
vereinzelt gefragt. Das Geſchäft in Serradella iſt v

a
ein

änderten Preiſen ſehr ſtill. i u
Vern, W. Ayven. Hafernotierungen:
Berlin, Jnländiſcher Hafer, für 1000 e ino ab reicher re Wagen re e Vagren

ſofortige Abladung ab Abladeſtationen 3340— 3300. Tendem,

Deviſen-Notierungen:
Berlin, W Ar
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Industrie- AktienSchultheiss- Brauerei
At. ſ. Anilin
Allgem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papierf.
Anhalter Kohlen w.
Annaberger Steingut
Badische AnilinBergmann Elekt. Akt.
Berl. Masch.-Banu
Bismarckhütte
Bochumer GuBstahl
Chem. Fabrik Bnekan
Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Consolidation Schalke
CröllwitzerPapierfabr.
Daimler-Motoren 200.90
Deutsch-Luxemburg

Hohenlo rkeHumboldt-Masch.
Ilse-Bergbau
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt.
Kyffhäuserhütte
Lahmeyer u. Co.
auchhammer a
Laurahütte
Lingel. Erfurt
Linke u. Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Maschinenkabr. Buekan
Oberschl. Visenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. KokswerkeOrenstein u. Koppel

Phönix-Bergb.
Rhein. Metall-Vorz
Rhein. Stahlwaren
Riebeek. Montan

mbacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Maseb.
Hugo Schneider u. Co
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner Chamotte
Stettiner Vulkan
Stollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Terra“, Samen-A.-G.

gers- Akt. Ges.Tür kigehe Tabakregie

Ver. Köln-Rottweiler
Glanzstotf Elberf.Wegelin u. Hübner.Werseh.- Weissent. Br.
Westeregeln-Alkali
Wittener GuBetahl
Wrede-Mälzerei
Zeitzer Masch.
Zelistotf Waldhof
Otavi-Minen

Tendenz matt

Stio

Hauptſchriſtleiter Helmur Böttger.
Verantwortkich für Politi?: Helmut Söttchar: r politiſche Nachrichten
Mrtſchaft und Sport- Hans Heoitling; r den geſamten übrigen reden
Teil: Krich Sel i eim. Angeigenteil: Paul Kerſten: ſämtng in galt

Thiele, Buch und Kunſdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung 2
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